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§ 24c 
Automatisierter Abruf von Kontoinformationen 

 
(1)  Ein Kreditinstitut hat eine Datei zu führen, in der unverzüglich folgende Daten zu speichern sind: 
 

1.  die Nummer eines Kontos, das der Verpflichtung zur Legitimationsprüfung nach § 154 Absatz 2 Satz 1 
der Abgabenordnung unterliegt, eines Depots oder eines Schließfachs sowie der Tag der Eröffnung 
und der Tag der Beendigung oder Auflösung 
 

2. der Name, sowie bei natürlichen Personen der Tag der Geburt, des Inhabers und eines 
Verfügungsberechtigten sowie in den Fällen des § 10 Absatz 1 Nr. 2 des Geldwäschegesetzes der Name 
und, soweit erhoben, die Anschrift eines abweichend wirtschaftlich Berechtigten im Sinne des § 3 des 
Geldwäschegesetzes. 

 
Bei jeder Änderung einer Angabe nach Satz 1 ist unverzüglich ein neuer Datensatz anzulegen.  
 
Die Daten sind nach Ablauf von zehn Jahren nach der Auflösung des Kontos oder Depots zu löschen.  
 
Im Falle des Satzes 2 ist der alte Datensatz nach Ablauf von drei Jahren nach Anlegung des neuen Datensatzes 
zu löschen.  
 
Das Kreditinstitut hat zu gewährleisten, dass die Bundesanstalt jederzeit Daten aus der Datei nach Satz 1 in 
einem von ihr bestimmten Verfahren automatisiert abrufen kann.  
 
Es hat durch technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass ihm Abrufe nicht zur 
Kenntnis gelangen. 
 

 
(2)  Die Bundesanstalt darf einzelne Daten aus der Datei nach Absatz 1 Satz 1 abrufen, soweit dies zur Erfüllung 

ihrer aufsichtlichen Aufgaben nach diesem Gesetz oder dem Geldwäschegesetz, insbesondere im Hinblick auf 
unerlaubte Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen oder den Missbrauch der Institute durch Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung oder sonstige strafbare Handlungen, die zu einer Gefährdung des Vermögens der 
Institute führen können, erforderlich ist und besondere Eilbedürftigkeit im Einzelfall vorliegt.  
 
Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem 
Geldwäschegesetz gleichermaßen einzelne Daten aus der Datei nach Absatz 1 Satz 1 abrufen. 

 
 
(3)  Die Bundesanstalt erteilt auf Ersuchen Auskunft aus der Datei nach Absatz 1 Satz 1 
 

1. den Aufsichtsbehörden gemäß § 9 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2, soweit dies zur Erfüllung ihrer aufsichtlichen 
Aufgaben unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 erforderlich ist, 
 

2. den für die Leistung der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie im Übrigen für die Verfolgung 
und Ahndung von Straftaten zuständigen Behörden oder Gerichten, soweit dies für die Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, 

 
3. der für die Beschränkungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs nach dem Außenwirtschaftsgesetz 

zuständigen nationalen Behörde, soweit dies für die Erfüllung ihrer sich aus dem 
Außenwirtschaftsgesetz oder Rechtsakten der Europäischen Union im Zusammenhang mit der 
Einschränkung von Wirtschafts- oder Finanzbeziehungen ergebenden Aufgaben erforderlich ist. 

 
Die Bundesanstalt hat die in den Dateien gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren abzurufen und 
sie an die ersuchende Stelle weiter zu übermitteln.  
 
Die Bundesanstalt prüft die Zulässigkeit der Übermittlung nur, soweit hierzu besonderer Anlass besteht.  
 
Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die ersuchende Stelle.  
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Die Bundesanstalt darf zu den in Satz 1 genannten Zwecken ausländischen Stellen Auskunft aus der Datei 
nach Absatz 1 Satz 1 nach Maßgabe des § 4b des Bundesdatenschutzgesetzes erteilen.  
 
§ 9 Abs. 1 Satz 5, 6 und Abs. 2 gilt entsprechend.  
 
Die Regelungen über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unberührt. 
 
 

(4)  Die Bundesanstalt protokolliert für Zwecke der Datenschutzkontrolle durch die jeweils zuständige Stelle bei 
jedem Abruf den Zeitpunkt, die bei der Durchführung des Abrufs verwendeten Daten, die abgerufenen Daten, 
die Person, die den Abruf durchgeführt hat, das Aktenzeichen sowie bei Abrufen auf Ersuchen die ersuchende 
Stelle und deren Aktenzeichen.  
 
Eine Verwendung der Protokolldaten für andere Zwecke ist unzulässig.  
 
Die Protokolldaten sind mindestens 18 Monate aufzubewahren und spätestens nach zwei Jahren zu löschen. 

 
 
(5)  Das Kreditinstitut hat in seinem Verantwortungsbereich auf seine Kosten alle Vorkehrungen zu treffen, die für 

den automatisierten Abruf erforderlich sind.  
 
Dazu gehören auch, jeweils nach den Vorgaben der Bundesanstalt, die Anschaffung der zur Sicherstellung der 
Vertraulichkeit und des Schutzes vor unberechtigten Zugriffen erforderlichen Geräte, die Einrichtung eines 
geeigneten Telekommunikationsanschlusses und die Teilnahme an dem geschlossenen Benutzersystem sowie 
die laufende Bereitstellung dieser Vorkehrungen. 

 
 
(6)  Das Kreditinstitut und die Bundesanstalt haben dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende 

Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die 
Vertraulichkeit und Unversehrtheit der abgerufenen und weiter übermittelten Daten gewährleisten.  
 
Den Stand der Technik stellt die Bundesanstalt im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik in einem von ihr bestimmten Verfahren fest. 

 
 
(7)  Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen von der Verpflichtung zur 

Übermittlung im automatisierten Verfahren zulassen.  
 
Es kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen. 

 
 
(8)  Soweit die Deutsche Bundesbank Konten und Depots für Dritte führt, gilt sie als Kreditinstitut nach den 

Absätzen 1, 5 und 6. 
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§ 25a Besondere organisatorische Pflichten, Bestimmungen für Risikoträger; Verordnungsermächtigung  
(Stand 17.07.2017) 

 
 
(1) Ein Institut muss über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation verfügen, die die Einhaltung der vom 

Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen und der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten 
gewährleistet.  

 
Die Geschäftsleiter sind für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation des Instituts verantwortlich; sie haben 
die erforderlichen Maßnahmen für die Ausarbeitung der entsprechenden institutsinternen Vorgaben zu 
ergreifen, sofern nicht das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan entscheidet.  

 
Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation muss insbesondere ein angemessenes und wirksames 
Risikomanagement umfassen, auf dessen Basis ein Institut die Risikotragfähigkeit laufend sicherzustellen hat; 
das Risikomanagement umfasst insbesondere 

 
1. die Festlegung von Strategien, insbesondere die Festlegung einer auf die nachhaltige Entwicklung des 

Instituts gerichteten Geschäftsstrategie und einer damit konsistenten Risikostrategie, sowie die Einrichtung 
von Prozessen zur Planung, Umsetzung, Beurteilung und Anpassung der Strategien; 

 
2. Verfahren zur Ermittlung und Sicherstellung der Risikotragfähigkeit, wobei eine vorsichtige Ermittlung der 

Risiken und des zu ihrer Abdeckung verfügbaren Risikodeckungspotenzials zugrunde zu legen ist; 
 

3. die Einrichtung interner Kontrollverfahren mit einem internen Kontrollsystem und einer Internen Revision, 
wobei das interne Kontrollsystem insbesondere 

 
a) aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen mit klarer Abgrenzung der Verantwortungsbereiche, 
 
b) Prozesse zur Identifizierung, Beurteilung, Steuerung sowie Überwachung und Kommunikation der 

Risiken entsprechend den in Titel VII Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt II der Richtlinie 2013/36/EU 
niedergelegten Kriterien und 

 
c) eine Risikocontrolling-Funktion und eine Compliance-Funktion umfasst; 

 
4. eine angemessene personelle und technischorganisatorische Ausstattung des Instituts; 

 
5. die Festlegung eines angemessenen Notfallkonzepts, insbesondere für IT-Systeme, und 

 
6. angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwicklung des Instituts ausgerichtete 

Vergütungssysteme für Geschäftsleiter und Mitarbeiter unter Berücksichtigung von Absatz 5; dies gilt mit 
Ausnahme der Pflicht zur Offenlegung vergütungsbezogener Informationen 
nicht, soweit die Vergütung durch Tarifvertrag oder in seinem Geltungsbereich durch Vereinbarung der 
Arbeitsvertragsparteien über die Anwendung der tarifvertraglichen Regelungen oder auf Grund eines 
Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung vereinbart ist. 

 
Die Ausgestaltung des Risikomanagements hängt von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der 
Geschäftstätigkeit ab.  
 
Seine Angemessenheit und Wirksamkeit ist vom Institut regelmäßig zu überprüfen.  
 
Eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation umfasst darüber hinaus 

 
1. angemessene Regelungen, anhand derer sich die finanzielle Lage des Instituts jederzeit mit hinreichender 

Genauigkeit bestimmen lässt; 
 

2. eine vollständige Dokumentation der Geschäftstätigkeit, die eine lückenlose Überwachung durch die 
Bundesanstalt für ihren Zuständigkeitsbereich gewährleistet;  
erforderliche Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren;  
§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberührt, § 257 Absatz 3 und 5 des Handelsgesetzbuchs 
gilt entsprechend; 
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3. einen Prozess, der es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität ermöglicht, 

Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 
2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 2016/1033 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1; L 287 vom 21.10.2016, S. 320; L 306 
vom 15.11.2016, S. 43; L 348 vom 21.12.2016, S. 83) geändert worden ist, die Verordnung (EU) 
Nr. 600/2014, die Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 oder die Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von 
Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 12) oder gegen dieses Gesetz oder 
gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen das 
Wertpapierhandelsgesetz oder gegen die auf Grund des Wertpapierhandelsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen sowie etwaige strafbare Handlungen innerhalb des Unternehmens an geeignete 
Stellen zu berichten. 

 
 

(2) Die Bundesanstalt kann Vorgaben zur Ausgestaltung einer plötzlichen und unerwarteten Zinsänderung und zur 
Ermittlungsmethodik der Auswirkungen auf den Barwert bezüglich der Zinsänderungsrisiken aus den nicht 
unter das Handelsbuch fallenden Geschäften festlegen.  

 
Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen treffen, die geeignet und 
erforderlich sind, die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 und 6 sowie die 
Beachtung der Vorgaben nach Satz 1 sicherzustellen.  

 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Institutsgruppen, Finanzholding-Gruppen und gemischte Finanzholding-Gruppen 

sowie Unterkonsolidierungsgruppen nach Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die Geschäftsleiter des übergeordneten oder zur Unterkonsolidierung verpflichteten 
Unternehmens für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation der Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, 
gemischten Finanzholding-Gruppe oder der Unterkonsolidierungsgruppe verantwortlich sind. 

 
Zu einer Gruppe im Sinne von Satz 1 gehören auch Tochterunternehmen eines übergeordneten Unternehmens 
oder nachgeordneten Tochterunternehmens einer Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe oder gemischten 
Finanzholding-Gruppe, auf die weder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 noch § 1a zur Anwendung kommt.  

 
Die sich aus der Einbeziehung in das Risikomanagement auf Gruppenebene ergebenden Pflichten müssen von 
Tochterunternehmen der Gruppe mit Sitz in einem Drittstaat nur insoweit beachtet werden, als diese Pflichten 
nicht dem geltenden Recht im Herkunftsstaat des Tochterunternehmens entgegenstehen. 

 
 
(4) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf, im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank und nach Anhörung der Europäischen 
Zentralbank nähere Bestimmungen über die Ausgestaltung eines angemessenen und wirksamen 
Risikomanagements auf Einzelinstituts- und Gruppenebene gemäß Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 5 und Absatz 
3 und der jeweils zugehörigen Tätigkeiten und Prozesse zu erlassen.  
 
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören. 
 

 
(5) Die Institute haben angemessene Verhältnisse zwischen der variablen und fixen jährlichen Vergütung für 

Mitarbeiter und Geschäftsleiter festzulegen.  
 

Dabei darf die variable Vergütung vorbehaltlich eines Beschlusses nach Satz 5 jeweils 100 Prozent der fixen 
Vergütung für jeden einzelnen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten.  
 
Hierbei kann für bis zu 25 Prozent der variablen Vergütung der zukünftige Wert auf den Zeitpunkt der 
Mitteilung an die jeweiligen Mitarbeiter oder Geschäftsleiter über die Höhe der variablen Vergütung für einen 
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Bemessungszeitraum abgezinst werden, wenn dieser Teil der variablen Vergütung in Instrumenten gezahlt 
wird, die für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach dieser Mitteilung zurückbehalten werden.  

 
Bei der Zurückbehaltung dürfen ein Anspruch und eine Anwartschaft auf diesen Teil der variablen Vergütung 
erst nach Ablauf des Zurückbehaltungszeitraums erwachsen und während des Zurückbehaltungszeitraums 
lediglich ein Anspruch auf fehlerfreie Ermittlung des noch nicht zu einer Anwartschaft oder einem Anspruch 
erwachsenen Teils dieses Teils der variablen Vergütung bestehen, nicht aber auf diesen Teil der variablen 
Vergütung selbst.  
 
Die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts können über die Billigung einer 
höheren variablen Vergütung als nach Satz 2, die 200 Prozent der fixen Vergütung für jeden einzelnen 
Mitarbeiter oder Geschäftsleiter nicht überschreiten darf, beschließen.  
 
Zur Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 für Mitarbeiter haben die Geschäftsleitung und 
das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, zur Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 für 
Geschäftsleiter nur das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, einen Vorschlag zur Beschlussfassung zu machen; 
der Vorschlag hat die Gründe für die erbetene Billigung einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 und 
deren Umfang, einschließlich der Anzahl der betroffenen Mitarbeiter und Geschäftsleiter sowie ihrer 
Funktionen, und den erwarteten Einfluss einer höheren variablen Vergütung als nach Satz 2 auf die 
Anforderung, eine angemessene Eigenmittelausstattung vorzuhalten, darzulegen.  
 
Der Beschlussvorschlag ist so rechtzeitig vor der Beschlussfassung bekannt zu machen, dass sich die 
Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger des Instituts angemessen informieren können; 
üben die Anteilseigner, die Eigentümer, die Mitglieder oder die Träger ihre Rechte in einer Versammlung aus, 
ist der Beschlussvorschlag mit der Einberufung der Versammlung bekannt zu machen.  
 
Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von mindestens 66 Prozent der abgegebenen Stimmen, sofern mindestens 
50 Prozent der Stimmrechte bei der Beschlussfassung vertreten sind, oder von mindestens 75 Prozent der 
abgegebenen Stimmen.  
 
Anteilseigner, Eigentümer, Mitglieder oder Träger die als Mitarbeiter oder Geschäftsleiter von einer höheren 
variablen Vergütung als nach Satz 2 betroffen wären, dürfen ihr Stimmrecht weder unmittelbar noch mittelbar 
ausüben. 
 

 
 (5a)  Auf Risikoträger und Risikoträgerinnen bedeutender Institute, deren jährliche fixe Vergütung das Dreifache der 

Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung im Sinne des § 159 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch überschreitet und die keine Geschäftsführer, Betriebsleiter und ähnliche leitende Angestellte 
sind, die zur selbständigen Einstellung oder Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt sind, findet § 9 Absatz 1 
Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes mit der Maßgabe Anwendung, dass der Antrag des Arbeitgebers auf 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses keiner Begründung bedarf. 

  
§ 14 Absatz 1 des Kündigungsschutzgesetzes bleibt unberührt. 

 
 
(5b)  Ein bedeutendes Institut hat auf der Grundlage einer Risikoanalyse eigenverantwortlich die Risikoträger und 

Risikoträgerinnen zu ermitteln. 
  

Dabei sind immer mindestens die Kriterien gemäß den Artikeln 3 und 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und 
angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tätigkeit sich 
wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30), die durch die Delegierte 
Verordnung (EU) 2016/861 vom 18. Februar 2016 (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) geändert worden ist, 
zugrunde zu legen.  

 
Das Institut teilt den betroffenen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen die Einstufung als Risikoträger mit.  

 
Die Risikoanalyse ist schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren und regelmäßig zu aktualisieren.  
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Ausnahmen gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 bedürfen der Zustimmung 
der Geschäftsleitung und der Kenntnisnahme durch das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan. 

 
(5c)  Die nach Artikel 4 Absatz 5 Satz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 604/2014 an die Aufsichtsbehörde zu 

stellenden Anträge sind unverzüglich, spätestens jedoch sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres, zu 
stellen 

 
(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu erlassen über 
 

1. die Ausgestaltung der Vergütungssysteme nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 einschließlich der Ausgestaltung 
 

a) der Entscheidungsprozesse und Verantwortlichkeiten, 
 
b) des Verhältnisses der variablen zur fixen Vergütung und der Vergütungsinstrumente für die variable 

Vergütung, 
 
c) positiver und negativer Vergütungsparameter, der Leistungszeiträume, Zurückbehaltungszeiträume und 

Rückforderungszeiträume einschließlich der Voraussetzungen und Parameter für einen vollständigen 
Verlust oder eine teilweise Reduzierung oder eine vollständige oder teilweise Rückforderung der 
variablen Vergütung sowie 

 
der Berücksichtigung der institutsspezifischen und gruppenweiten Geschäfts- und Vergütungsstrategie 
einschließlich deren Anwendung und Umsetzung in gruppenangehörigen Unternehmen, der Ziele, der 
Werte und der langfristigen Interessen des Instituts, 

 
2. die Voraussetzungen und das Verfahren bei Billigung eines höheren Verhältnisses zwischen der variablen 

und fixen jährlichen Vergütung nach Absatz 5 Satz 2 bis 9, 
 

2a. die Berechnung des Verhältnisses der variablen zur fixen Vergütung nach Absatz 5 Satz 2 bis 5, 
insbesondere über die Diskontierungsfaktoren zur Ermittlung des zugrunde zu legenden Barwerts der 
variablen Vergütung, 

  
3. die Überwachung der Angemessenheit und der Transparenz der Vergütungssysteme durch das Institut und 

die Weiterentwicklung der Vergütungssysteme, auch unter Einbeziehung des 
Vergütungskontrollausschusses und eines Vergütungsbeauftragten, 
 

4. die Offenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssysteme und der Zusammensetzung der Vergütung 
einschließlich des Gesamtbetrags der garantierten Bonuszahlungen und der einzelvertraglichen 
Abfindungszahlungen unter Angabe der höchsten geleisteten Abfindung und der Anzahl der Begünstigten, 
soweit nicht von Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfasst, das Offenlegungsmedium und die 
Häufigkeit der Offenlegung,  
 

5. die Ausgestaltung der Offenlegung gemäß Artikel 450 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie 
 

6. die vollständige oder teilweise Herausnahme von Instituten, die keine CRR-Institute sind, aus dem 
Anwendungsbereich der Rechtsverordnung. 

 
Die Regelungen haben sich insbesondere an Größe und Vergütungsstruktur des Instituts sowie Art, Umfang, 
Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten zu orientieren.  
 
Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 4 müssen die auf Offenlegung der Vergütung bezogenen 
handelsrechtlichen Bestimmungen nach § 340a Absatz 1 und 2 in Verbindung mit § 340l Absatz 1 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs unberührt bleiben.  

 
Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt 
mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank 
ergeht.  

 
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Spitzenverbände der Institute zu hören. 
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§ 25g KWG  

Einhaltung der besonderen organisatorischen Pflichten im 
bargeldlosen Zahlungsverkehr 

 
(1)  Die Bundesanstalt überwacht die Einhaltung der Pflichten der Kreditinstitute nach 
 

1. der Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die 
Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 
(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1), 

 
2. der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 

2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, S. 1), die durch die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 (ABl. 
L 94 vom 30.3.2012, S. 22) geändert worden ist,  

 
3. der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der 

Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) und  

 
4. der Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über 

Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1).  
 
(2)  Ein Kreditinstitut muss über interne Verfahren und Kontrollsysteme verfügen, die die Einhaltung der Pflichten 

nach den Verordnungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 gewährleisten.  
 
(3)  Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Kreditinstitut und seinen Geschäftsleitern Anordnungen treffen, die 

geeignet und erforderlich sind, um Verstöße gegen die Pflichten nach den Verordnungen nach Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 zu verhindern oder zu unterbinden. 

 
 

§ 25h 
Interne Sicherungsmaßnahmen 

 
(1) Institute sowie Finanzholding-Gesellschaften und gemischte Finanzholding- Gesellschaften nach § 25l müssen 

unbeschadet der in § 25a Absatz 1 dieses Gesetzes und der in den §§ 4 bis 6 des Geldwäschegesetzes 
aufgeführten Pflichten über ein angemessenes Risikomanagement sowie über interne Sicherungsmaßnahmen 
verfügen, die der Verhinderung von strafbaren Handlungen, die zu einer Gefährdung des Vermögens des 
Instituts führen können, dienen.  
 
Sie haben dafür angemessene geschäfts- und kundenbezogene Sicherungssysteme zu schaffen und zu 
aktualisieren sowie Kontrollen durchzuführen.  
 
Hierzu gehört auch die fortlaufende Entwicklung geeigneter Strategien und Sicherungsmaßnahmen zur 
Verhinderung des Missbrauchs von neuen Finanzprodukten und Technologien für Zwecke der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung oder der Begünstigung der Anonymität von Geschäftsbeziehungen und 
Transaktionen. 
 

(2) Kreditinstitute haben unbeschadet von § 10 Absatz 1 Nummer 5 des Geldwäschegesetzes 
Datenverarbeitungssysteme zu betreiben und zu aktualisieren, mittels derer sie in der Lage sind, 
Geschäftsbeziehungen und einzelne Transaktionen im Zahlungsverkehr zu erkennen, die auf Grund des 
öffentlich und im Kreditinstitut verfügbaren Erfahrungswissens über die Methoden der Geldwäsche, der 
Terrorismusfinanzierung und über die sonstigen strafbaren Handlungen im Sinne von Absatz 1 im Verhältnis 
zu vergleichbaren Fällen besonders komplex oder groß sind, ungewöhnlich ablaufen oder ohne 
offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck erfolgen.  
 
Die Kreditinstitute dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung dieser Pflicht 
erforderlich ist.  
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Die Bundesanstalt kann Kriterien bestimmen, bei deren Vorliegen Kreditinstitute vom Einsatz von Systemen 
nach Satz 1 absehen können. 
 

(3) Jede Transaktion, die im Verhältnis zu vergleichbaren Fällen besonders komplex oder groß ist, ungewöhnlich 
abläuft oder ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck erfolgt, ist von Instituten im 
Sinne von Absatz 1 unbeschadet des § 15 des Geldwäschegesetzes mit angemessenen Maßnahmen zu 
untersuchen, um das Risiko der Transaktion im Hinblick auf strafbare Handlungen im Sinne von Absatz 1 Satz 
1 überwachen, einschätzen und gegebenenfalls die Erstattung einer Strafanzeige gemäß § 158 der 
Strafprozeßordnung prüfen zu können.  
 
Die Institute haben diese Transaktionen, die durchgeführten Untersuchungen und deren Ergebnisse nach 
Maßgabe des § 8 des Geldwäschegesetzes angemessen zu dokumentieren, um gegenüber der Bundesanstalt 
darlegen zu können, dass diese Sachverhalte nicht darauf schließen lassen, dass eine strafbare Handlung im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 begangen oder versucht wurde oder wird.  
 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.  
 
Auf Institute ist § 47 Absatz 5 des Geldwäschegesetzes entsprechend anzuwenden für Informationen über 
konkrete Sachverhalte, die Auffälligkeiten oder Ungewöhnlichkeiten enthalten, die auf andere strafbare 
Handlungen als auf Geldwäsche, auf eine ihrer Vortaten oder auf Terrorismusfinanzierung hindeuten. 
 
 

(4) Institute dürfen interne Sicherungsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 nach vorheriger Anzeige bei der 
Bundesanstalt im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen durch einen Dritten durchführen lassen.  
 
Die Bundesanstalt kann die Rückübertragung auf das Institut dann verlangen, wenn der Dritte nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass die Sicherungsmaßnahmen ordnungsgemäß durchgeführt werden oder die 
Steuerungsmöglichkeiten der Institute und die Kontrollmöglichkeiten der Bundesanstalt beeinträchtigt 
werden könnten.  
 
Die Verantwortung für die Sicherungsmaßnahmen verbleibt bei den Instituten. 
 
 

(5) Die Bundesanstalt kann gegenüber einem Institut im Einzelfall Anordnungen die geeignet und erforderlich 
sind, die in Absätzen 1 bis 3 genannten Vorkehrungen zu treffen. 
 
 

(6) Die Deutsche Bundesbank gilt als Institut im Sinne der Absätze 1 bis 4. 
 
 

(7) Die Funktion des Geldwäschebeauftragten im Sinne des § 7 des Geldwäschegesetzes und die Pflichten zur 
Verhinderung strafbarer Handlungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 werden im Institut von einer Stelle 
wahrgenommen.  
 
Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Instituts zulassen, dass eine andere Stelle im Institut für die 
Verhinderung der strafbaren Handlungen zuständig ist, soweit hierfür ein wichtiger Grund vorliegt. 
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§ 25i 

Allgemeine Sorgfaltspflichten in Bezug auf E-Geld 
 

(1) Kreditinstitute haben bei der Ausgabe von E-Geld die Pflichten nach § 10 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes zu 
erfüllen, auch wenn die Schwellenwerte nach § 10 Absatz 3 Nummer 2 des Geldwäschegesetzes nicht erreicht 
werden. 
 
 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 können die Kreditinstitute unbeschadet des § 14 des Geldwäschegesetzes von 
den Pflichten nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Geldwäschegesetzes absehen, wenn 
 
1.  das Zahlungsinstrument nicht wieder aufgeladen werden kann oder wenn ein wieder aufladbares 

Zahlungsinstrument nur im Inland genutzt werden kann und die Zahlungsvorgänge, die mit ihm 
ausgeführt werden können, auf monatlich 150 Euro begrenzt sind, 
 

2.  der elektronisch gespeicherte Betrag 150 Euro nicht übersteigt, 
 

3.  das Zahlungsinstrument ausschließlich für den Kauf von Waren und Dienstleistungen genutzt wird, 
 

4.  das Zahlungsinstrument nicht mit anonymem E-Geld erworben oder aufgeladen werden kann, 
 

5.  das Kreditinstitut die Transaktionen oder die Geschäftsbeziehung in ausreichendem Umfang 
überwacht, um die Aufdeckung ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen, und 
 

6.  ein Rücktausch des E-Gelds durch Barauszahlung, sofern es sich um mehr als 50 Euro handelt, 
ausgeschlossen ist oder bei Fernzahlungsvorgängen im Sinne des § 1 Absatz 19 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes der gezahlte Betrag 50 Euro pro Transaktion nicht übersteigt. 
 

Beim Schwellenwert nach Satz 1 Nummer 1 ist es unerheblich, ob der E-Geld- Inhaber das E-Geld über einen 
Vorgang oder über verschiedene Vorgänge erwirbt, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass zwischen den 
verschiedenen Vorgängen eine Verbindung besteht. 
 
 

(3)  Soweit E-Geld über einen wieder aufladbaren E-Geld-Träger ausgegeben wird, hat das ausgebende 
Kreditinstitut Dateien zu führen, in denen alle an identifizierte E-Geld-Inhaber ausgegebene und 
zurückgetauschte E-Geld-Beträge mit Zeitpunkt und ausgebender oder rücktauschender Stelle aufgezeichnet 
werden.  

 
§ 8 des Geldwäschegesetzes ist entsprechend anzuwenden. 
 

(3a) Kreditinstitute dürfen Zahlungen mit in Drittstaaten ausgestellten anonymen Guthabenkarten nur 
akzeptieren, wenn diese Karten die Anforderungen erfüllen, die den in Absatz 2 genannten gleichwertig sind. 
 

(4)  Liegen Tatsachen vor, die die Annahme rechtfertigen, dass bei der Verwendung eines E-Geld-Trägers 
 
1.  die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht eingehalten werden oder 

 
2.  im Zusammenhang mit technischen Verwendungsmöglichkeiten des E-Geld- Trägers, dessen Vertrieb, 

Verkauf und der Einschaltung von bestimmten Akzeptanzstellen ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche 
oder der Terrorismusfinanzierung nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Geldwäschegesetzes oder 
ein erhöhtes Risiko sonstiger strafbarer Handlungen nach § 25h Absatz 1 besteht, 

 
so kann die Bundesanstalt dem Kreditinstitut, das das E-Geld ausgibt, Anordnungen erteilen.  
 
Insbesondere kann sie 
 
1.  die Ausgabe, den Verkauf und die Verwendung eines solchen E-Geld-Trägers untersagen, 
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2.  sonstige geeignete und erforderliche technische Änderungen dieses E-Geld-Trägers verlangen oder 
 

3.  das E-Geld ausgebende Institut dazu verpflichten, dass es dem Risiko angemessene interne 
Sicherungsmaßnahmen ergreift. 

 
§ 25j 

Zeitpunkt der Identitätsüberprüfung 
 

Abweichend von § 11 Absatz 1 des Geldwäschegesetzes kann die Überprüfung der Identität des Vertragspartners, 
einer für diesen auftretenden Person und des wirtschaftlich Berechtigten auch unverzüglich nach der Eröffnung 
eines Kontos oder Depots abgeschlossen werden.  
 
In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass vor Abschluss der Überprüfung der Identität keine Gelder von dem 
Konto oder dem Depot abverfügt werden können.  
 
Für den Fall einer Rückzahlung eingegangener Gelder dürfen diese nur an den Einzahler ausgezahlt werden. 
 
 
 

§ 25k 
Verstärkte Sorgfaltspflichten 

 
(1)  Abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Geldwäschegesetzes bestehen die 

Sorgfaltspflichten nach § 10 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 des Geldwäschegesetzes für Institute bei der 
Annahme von Bargeld ungeachtet etwaiger im Geldwäschegesetz oder in diesem Gesetz genannter 
Schwellenbeträge, soweit ein Sortengeschäft nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 7 nicht über ein bei dem 
Institut eröffnetes Konto des Kunden abgewickelt wird und die Transaktion einen Wert von 2 500 Euro oder 
mehr aufweist. 
 
 

(2)  Institute, die Factoring nach § 1 Absatz 1a Satz 2 Nummer 9 betreiben, haben angemessene Maßnahmen zu 
ergreifen, um einem erkennbar erhöhten Geldwäscherisiko bei der Annahme von Zahlungen von Debitoren 
zu begegnen, die bei Abschluss des Rahmenvertrags unbekannt waren. 
 
 

 
§ 25l 

Geldwäscherechtliche Pflichten für Finanzholding-Gesellschaften 
 

Finanzholding-Gesellschaften oder gemischte Finanzholding-Gesellschaften, die nach § 10a als übergeordnetes 
Unternehmen gelten oder von der Bundesanstalt als solches bestimmt wurden, sind Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 des Geldwäschegesetzes.  
 
Sie unterliegen insoweit auch der Aufsicht der Bundesanstalt nach § 50 Nummer 1 in Verbindung mit § 41 Absatz 1 
des Geldwäschegesetzes. 
 
 

§ 25m  
Verbotene Geschäfte 

 
Verboten sind 

 
1. die Aufnahme oder Fortführung einer Korrespondenz- oder sonstigen Geschäftsbeziehung mit einer Bank-

Mantelgesellschaft nach § 1 Absatz 22 des Geldwäschegesetzes, und 
 

2. die Errichtung und Führung von solchen Konten auf den Namen des Instituts oder für dritte Institute, über die 
die Kunden des Instituts oder dritten Instituts zur Durchführung von eigenen Transaktionen eigenständig 
verfügen können;  
§ 154 Absatz 1 der Abgabenordnung bleibt unberührt. 


